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Betr.: Rechtsfrieden durch Wulff? – FAZ vom 22.6.2010

Sehr geehrte Damen und Herren,

es ist sicherlich wichtig, daß auf die Bedeutung der bis heute ungelösten bzw. unbefriedigt behandelten Fragen im Zusammenhang mit der Verfolgung und Vertreibung der Landwirte und des Mittelstandes im Rahmen der sogenannten „Boden- und Industriereform“ hinge- wiesen wird. Verdienstvoll auch die Haltung des niedersächsischen Ministerpräsidenten Wulff und die Ausdauer, mit der er auf diesen tiefen Sündenfall des Rechtsstaats hingewiesen hat.
 Nicht nur das Schicksal der Verfolgten und Vertriebenen muß weiter aufgearbeitet werden. Die Auswirkungen der Verfolgungen und in diesem Zusammenhang der Enteignungen haben nämlich die Kulturlandschaft die der Mitte und im Osten schwer getroffen. Übersehen wird dabei aber auch der immense Schaden, der durch den Verlust von Kultur  und historisch gewachsenen Werten entstanden ist und weiter entsteht. Man bedenke nur die Abertausende  historischer Gebäuden, Bauern- und Herrenhäusern, Gutsensembles und Parkanlagen. Viele von ihnen wären durch eine sinnvolle, zumindest teilweise Rückübertragung an die Eigentümer zu retten gewesen; manche der Bauten sind noch heute zu sichern. Damit würden auch den überforderten Gemeinden und staatlichen Stellen erhebliche Kosten erspart. Noch immer besteht die Möglichkeit der Schadensbegrenzung.

Außerdem führt der Hinweis von Reinhard Müller, daß dieses Thema zur Stimmungsmache und damit zu einem Ost-West-Sprengstoff hochstilisiert wird,  auf die Spur der höchst fragwürdigen Landverteilung an die Begünstigten der Enteignungsmaßnahmen,  überwiegend LPG-Nachfolge-Großbetriebe, entstanden aus der DDR/SED-Zeit. Sie verfügen über eine bemerkenswerte Lobby (es geht ja auch um große Flächen, viel Geld und Milliarden an Subventionen).
 Nach meiner ständigen Beobachtung vor Ort ist dies aber überhaupt kein „Ost-West-Sprengstoff“ im eigentlichen Sinne; der Sprengstoff liegt ganz woanders: Es sind die bis heute fehlende Vermögensauseinandersetzung für Abertausende früherer Genossenschaftsbauern, die Wegnahme der Neusiedlerflächen durch den jeweiligen Landesfiskus und  die Verödung der Dörfer und ländlichen wie städtischen  Räume durch die Abwesenheit von Mittelstand und dem Fehlen von Privateigentum zu Gunsten der fortwirkenden DDR-Strukturen.
In der Hoffnung, hiermit einen ergänzenden Hinweis zu Ihrem Bericht gegeben zu haben.
bin  ich mit freundlichen Grüßen

Katharina v. Pentz
